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Integrationsangebote erstellt und über aktuelle 
Termine und Veranstaltungen informiert werden. 
Die Informationen sollen - soweit wie möglich -
mehrsprachig bereitgestellt werden. 

2.2.5 Herausgabe eines Wegweisers für Migrantinnen 
und Migranten mit Informationen über wichtige 
Themen und lokale Angebote, wie zum Beispiel 
Behörden, Deutsch lernen, Aufenthalt und Einbür­
gerung, Arbeit und Beruf, Wohnen, kinder und 
Erziehung, Integration für Erwachsene, Bildungs­
einrichtungen, Gesundheit und Vorsorge, Banken 
und Versicherungen, Einkaufen und Verbraucher­
schutz, Alltag, Verbände und Organisationen, So­
ziales, Kultur. 

2.2.6 Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung der 
Kommunalverwaltung. Hierzu zählen Maßnah­
men zur Erhöhung des Anteils von Auszubilden­
den und Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
sowie zur Stärkung der interkulturellen Kompe­
tenz der Beschäftigten. 

2.2.7 Einsatz von Personal zur 

2.2.7.1 sozialen Beratung und Betreuung von Menschen 
mit Migrationshintergrund, 

2.2.7.2 sozialen Jugendbetreuung in Kreisen ohne Ju­
gendmigrationsdienst. 

2.2.8 Sonstige Maßnahmen zur Entwicklung und Stär­
kung nachhaltiger Strukturen im Integrationsbe­
reich auf kommunaler Ebene. 

3 Zuwendungsempfänger 

3.1 Zuwendungsempfänger der Maßnahmen nach. 
Nummer 2.2.1 bis 2.2.6 und 2.2.8 sind die Kom­
munen. 

3.2 Zuwendungsempfänger der Maßnahmen nach 
Nummer 2.2.7.1 sind die Stadt- und Landkreise. 
Zuwendungsempfänger der Maßnahmen nach 
Nummer 2.2.7.2 sind die Landkreise Schwäbisch 
Hall, Heidenheim, Neckar-Odenwald-Kreis, Enz­
kreis und Zollernalbkreis. 

3.3 Die Zuwendungsempfänger können die Zuwen­
dungen nur bei Maßnahmen nach Nummer 2.2.5 
und 2.2.7 gemäß Nummer 12 der allgemeinen Ver­
waltungsvorschriften des Ministeriums für Finan­
zen und Wirtschaft zur Landeshaushaltsordnung 
(VV-LHO) zu § 44 Landeshaushaltsordnung für 
Baden-Württemberg (LHO) ganz oder teilweise an 
Dritte weitergeben. 

4 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

4.1 Die Zuwendung erfolgt in Form eines Zuschusses 
als Projektförderung. 

4.2 Gefördert werden: 

4.2.1 Maßnahmen nach Nummer 2.2.1 im Wege der 
Festbetragsfinanzierung in Höhe von 40000 Euro 
je Kommune im ersten Jahr, 35000 Euro im zwei­
ten Jahr und 30000 Euro im dritten Jahr, bei einem 
geringeren Stellenumfang als 100 % durch eine 
dem eingerichteten beziehungsweise aufgestock-
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ten Stellenumfang prozentual entsprechende Höhe 
der Festbetragsfinanzierung. 

Maßnahmen nach Nummer 2.2.2 bis 2.2.6 und 
2.2.8 im Wege der Anteilsfinanzierung in Höhe 
von 60 % der zuwendungsfähigen Ausgaben, 
höchstens 30000 Euro pro Jahr je Maßnahme. Bei 
Maßnahmen nach Nummer 2.2.8 kann das Minis­
terium· für Integration ausnahmsweise eine An­
teilsfinanzierung in Höhe von bis zu 80 % der zu­
wendungsfähigen Ausgaben zulassen. 

Maßnahmen nach Nummer 2.2.7.1 im Wege der 
Festbetragsfinanzierung in Höhe von 15000 Euro 
pro Jahr, Maßnahmen nach Nummer 2.2.7.2 im 
Wege der Festbetragsfinanzierung in Höhe von 
21000 Euro pro Jahr. 

Zuwendungsfähige Ausgaben sind bei Maßnah­
mert nach Nummer 2.2.1 und 2.2.7 die für die 
Maßnahme zuordenbar anfallenden Personalaus­
gaben sowie bei Maßnahmen nach Nummer 2.2.6 
die für die Maßnahme anfallenden Sachausgaben. 
Zuwendungsfähige Ausgaben sind bei Maßnah­
men nach Nummer 2.2.2 bis 2.2.5 und 2.2.8 die für 
die Maßnahme anfallenden Sachausgaben und zu­
otdenbar anfallenden Personalausgaben. 

ABSCHNITT B 

Elternbeteiligung 

Zuwendungsziel 

Ziel der Förderung ist die Entwicklung und Stär­
kung nachhaltiger Strukturen der Elternbeteili­
gung am Bildungsweg der Kinder und Jugendli­
chen mit Migrationshintergrund und an den 
Regelstrukturen der Kommunen und des Bil­
dungswesens. Die Elternbeteiligung in den Stadt­
und Landkreisen, Städten und Gemeinden (im Fol­
genden: Kommunen) soll quantitativ ausgebaut 
sowie überregional oder landesweit qualitativ wei­
terentwickelt werden. 

Zweck der Zuwendung, Fördertatbestände 
Die Beteiligung von Eltern mit Migrationshinter­
grund am Bildungsweg ihrer Kinder und Jugend­
lichen hat viele Orte und Akteure, allen voran . 
die Bildungseinrichtungen selbst, Familien- und 
Stadtteilzentren, Arbeitsagenturen, Kammern, El­
tern- und Migrantenvereine sowie Projektinitiati­
ven. Erfahrungsgemäß sind die Wirkungen am 
größten, wenn mehrere Akteure aufeinander abge­
stimmt handeln, zum Beispiel mit weiteren Lan­
desprogrammen, wie etwa Mentorenprogrammen. 
Ein weiterer Erfolgsfaktor liegt in der Verbreitung 
und Weiterentwicklung der konzeptuellen Arbeit 
und der Qualifizierung der Akteure. 

Es werden folgende Maßnahmen gefördert: 

Gewinnung und Qualifizierung von ehrenamtlich 
Tätigen (zum Beispiel als Bildungs- oder Eltern­
lotsen, Elternmentoren, Quartiersmütter, Eltern­
vertreter) sowie Auslagenerstattung für ihre Tätig­
keit 
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